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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


Nr. Э, 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, S. 271. — Bekanntmachung 
der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ Amtsblätter veröffentlichten landes- 
herrlichen Erlaſſe, Urkunden зс, ©. 275. 


(Nr. 10627.) Geſetz „betreffend die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. Vom 
4. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen з. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags für den ganzen 
Umfang der Monarchie mit Ausſchluß der Provinzen Hannover und Heſſen⸗ 
Naſſau, der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgoland, was folgt: 


$ 1. 

Die Eigentümer der Grundſtücke eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden 
eine Jagdgenoſſenſchaft, die Rechtsfähigkeit beſitzt. 

„Die Verwaltung der Angelegenheiten der Jagdgenoſſenſchaft ſowie ihre ge⸗ 
richtliche und außergerichtliche Vertretung geſchieht durch den Jagdvorſteher. 
Jagdvorfteher iſt der Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher, 
Gutsvorſteher, in der Rheinprovinz der Gemeindevorſteher). Sind die Grund- 
ftüde eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes in mehreren Gemeinde-(Guts⸗) Bezirken 
mi EN ſo beſtimmt die Jagdauffichtsbehörde (ў 10) den zuftändigen Jagd⸗ 
vorſteher. 

Der geſetzliche Stellvertreter des Vorſtehers der Gemeinde (des Gemeinde— 
vorſtehers in der Rheinprovinz) vertritt ihn in Behinderungsfällen auch in ſeiner 
Eigenſchaft als Jagdvorſteher. 

In Stadtkreiſen iſt der Bürgermeiſter befugt, die Wahrnehmung der Ob⸗ 
liegenheiten des Jagdvorſtehers und des Stellvertreters anderen Magiſtratsperſonen 
zu übertragen. 

$ 2. 

Soweit nach den beſtehenden Geſetzen die Vereinigung mehrerer ganzer 

Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirke oder einzelner Teile eines ſolchen mit einem anderen 
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Gemeinde- (Gut3-) Bezirk oder Teilen eines ſolchen zu einem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke ſowie die Bildung mehrerer ſelbſtändiger Jagdbezirke aus einem Ge⸗ 
meinde⸗(Guts⸗) Bezirke zuläſſig iſt, beſchließen hierüber die zuſtändigen Jagd— 
vorſteher. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Kreisausſchuſſes und, 
wenn ein Stadtkreis beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 


を 

Die Nutzung der Jagd in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk erfolgt in 
der Regel durch Verpachtung ($ 4). 

Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksaus— 
ſchuſſes, kann der Jagdvorſteher jedoch die Jagd auch gänzlich ruhen oder auf 
Rechnung der Jagdgenoſſenſchaft durch höchſtens drei angeſtellte Jäger ausüben 
laſſen. Als Jäger dürfen nur ſolche großjährigen Männer angeſtellt werden, 
gegen welche keine Tatſachen vorliegen, die nach den §§ 6 und 7 des Jagd— 
ſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 die Verſagung des Jagdſcheins rechtfertigen. 

Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 

In gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, in denen Wildſchäden vorkommen, 
darf die Jagd nicht ruhen, wenn ein Jagdgenoſſe dagegen Einſpruch erhebt. 
Der Einſpruch ИЕ jederzeit zuläſſig und beim Jagdvorſteher anzubringen. Gegen 
deſſen Beſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde beim Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


$ 4. 

Die Verpachtung ИЕ durch den Jagdvorſteher vorzunehmen. 

Für die Art der Verpachtung iſt das Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft 
maßgebend. 

Der Jagdvorſteher hat die von ihm beabfichtigte Art der Verpachtung in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Die von ihm in Ausſicht genommenen 
Pachtbedingungen ſind zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit 
der Auslegung ſind in der Bekanntmachung über die Art der Verpachtung a 
ugeben. 
iR Jeder Jagdgenoſſe kann gegen die Art der Verpachtung und gegen die 
Pachtbedingungen während der Auslegungsfriſt Einſpruch beim Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuß erheben. 

Ort und Zeit der Verpachtung, ſofern ſie öffentlich meiſtbietend erfolgen 
ſoll, ſind mindeſtens zwei Wochen vorher in ortsüblicher Weiſe und durch das 
von der Jagdaufſichtsbehörde beſtimmte Blatt bekannt zu machen. 


S 5. 
Für die Verpachtung gelten im übrigen folgende Beſtimmungen: 
1. die Pachtverträge find ſchriftlich abzuſchließen; 
2. die Verpachtung der Jagd auf demſelben Jagdbezirke ſoll in der Regel 
nicht an mehr als drei Perſonen gemeinſchaftlich erfolgen, jedoch kann 


. 


dieſelbe mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des 
Bezirksausſchuſſes, im Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft auch an mehr 
als drei Jagdpächter oder an eine Jagdgeſellſchaft (Verein, Genoſſen— 
ſchaft) von nicht beſchränkter Mitgliederzahl vorgenommen werden; 

3. Weiterverpachtungen bedürfen der Zuſtimmung des Verpächters und 
der Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes; 

4. die Pachtzeit ſoll in der Regel auf mindeſtens ſechs und höchſtens auf 
zwölf Jahre feſtgeſetzt werden, jedoch kann dieſelbe mit Genehmigung 
des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes, im Intereſſe 
der Jagdgenoſſenſchaft bis auf drei Jahre herabgeſetzt oder bis auf 
achtzehn Jahre erhöht werden; 

5. die Verpachtung der Jagd an Perſonen, welche nicht Angehörige des 
Deutſchen Reichs ſind, bedarf der Genehmigung der Jagdaufſichtsbehörde. 


$ 6. 

Der Jagdvorfteher hat den Pachtvertrag zwei Wochen lang öffentlich aus— 
zulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Jeder Jagdgenoſſe kann während der Ausle ungsfriſt beim Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe, gegen den ran Einſpruch erheben. 
Dieſer darf ſich jedoch gegen die Art der Verpachtung und gegen die qt 
bedingungen inſoweit nicht richten, als dieſelben durch das im © 4 vorgeſchriebene 
Verfahren feſtgeſtellt ſind. 

$ 7. 

Pachtverträge „die gegen die vorſtehenden Vorſchriften verſtoßen, ſind nichtig. 

Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit zwiſchen dem Jagdvorſteher 
und dem Jagdpächter unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Zuſtändig zur Entſcheidung iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. 

Die Jagdaufſichtsbehörde iſt befugt, dem Pächter für die Dauer eines über 
die Frage der Nichtigkeit eingeleiteten Verwaltungsſtreitverfahrens die Ausübung 
der Jagd zu unterſagen und wegen der anderweiten Nutzung der Jagd die er— 
forderlichen Anordnungen zu treffen. Gegen die Unterſagung und die Anordnungen 
ſteht dem Pächter die Beſchwerde nach näherer Maßgabe des § 10 zu. 


ў 8. 

Der Jagdvorfteher erhebt die Pachtgelder und fonftigen Einnahmen aus 
der Jagdnutzung und verteilt ſie nach Abzug der der Genoſſenſchaft zur Laſt 
fallenden Ausgaben unter die Jagdgenoſſen des Bezirkes nach dem Verhältniſſe des 
Flächeninhalts der beteiligten Grundſtücke. 

Der Verteilungsplan, welcher eine Berechnung der Einnahmen und Aus- 
gaben enthalten muß, iſt zur Einſicht der Jagdgenoſſen zwei Wochen lang öffentlich 
auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind vorher vom Jagdvorſteher in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 


— — 


Gegen den Verteilungsplan НЕ binnen zwei Wochen nach Beendigung der 
Auslegung Einſpruch bei dem Jagdvorſteher ата, 

Gegen deſſen Beſcheid findet iunerhalb zwei Wochen die Klage beim Kreis- 
ausſchuß, in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

Sind die Erträge der Jagd bisher herkömmlich für gemeinnützige Zwecke 
verwendet worden, kann es hierbei verbleiben; es iſt aber jeder Grundeigentümer 
befugt, die Auszahlung ſeines Anteils zu verlangen. Die Kaſſengeſchäfte der 
Jagdgenoſſenſchaft find durch die Gemeindekaſſe zu führen; hierfür kann eine vom 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen vom Bezirksausſchuſſe feſtzuſetzende, angemeſſene 
Vergütung gewährt werden. 

5. 

Der Beſchluß in den Fällen des $2; $3 Abſ. 2,4; § 4 Abſ. 4; 85 
Nr. 2, 3, 4; $6; ў 8 Abſ. 6 iſt endgültig, jedoch ſteht dem Jagdvorſteher inner- 
halb zwei Wochen gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes die Beſchwerde an 
den Bezirksausſchuß, gegen den in erſter Inſtanz ergehenden Beſchluß des Bezirks— 
ausſchuſſes die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 

Dasſelbe gilt auch von dem Beſchluſſe nach ў 2 Abſ. 2 des Wildſchaden⸗ 
geſetzes vom 11. Juli 1891. 

$ 10. 

Die Aufficht über die Verwaltung der Angelegenheiten der gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke wird, ſoweit in dieſem Geſetze nicht etwas anderes beſtimmt iſt, in 
Landkreiſen von dem Landrat, in höherer und letzter Inſtanz von dem Regierungs⸗ 
Präſidenten, in Stadtkreiſen von dem Regierungs⸗Präſidenten, in höherer und 
letter Inſtanz von dem Ober⸗Präſidenten geübt. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden find in allen Inſtanzen innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hörup⸗ĩHaff, den 4. Juli 1905. 


d. $.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 
Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 


find bek 
1 


Beftellunge 


annt gemacht: 


das am 10. März 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoffen- 


ſchaft zur Entwäſſerung des Noktenteichs im Kreiſe Röſſel durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 15 S. 151, aus⸗ 
gegeben am 13. April 1905; 


das am 6. Mai 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 


rungsgenoſſenſchaft zu Deuthen im Kreiſe Allenſtein durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 26 S. 373, ausgegeben am 
29. Juni 1905; 


das am 22. Mai 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoffen- 


ſchaft zur Regulierung der Aglonen zu Schnaugſten im Kreiſe Memel 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 25 
S. 350, ausgegeben am 22. Juni 1905; 


das am 22. Mai 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſenſchaft 


zur Regulierung der Drewenz zwiſchen Hirſchberg und dem Drewenzſee zu 
Oſterode i. Oſtpr., durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königs⸗ 
berg Nr. 25 S. 353, ausgegeben am 22. Juni 1905; 


das am 22. Mai 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut der Entwäſſerungs⸗ 


genoſſenſchaft für die Störwieſen zu Willenſcharen im Kreiſe Steinburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 26 S. 229, 
ausgegeben am 1. Juli 1905; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1905, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kreis Bergheim zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn 
von Blatzheim nach Ober-Bolheim in Anſpruch zu nehmenden Grund— 
eigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 27 
S. 187, ausgegeben am 5. Juli 1905. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
п auf einzelne Stücke der Geſetz⸗Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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